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Stellungnahme des Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Die Ratsleitung des Kantonsrates wird gebeten, eine Spezialkommission des Kantonsrates einzu-

setzen, welche sich mit der Reform des Parlamentsbetriebes und deren Arbeiten auseinander-

setzt. Insbesondere sollen die Sessionstage besser gebündelt werden und nicht mehr an drei 

Halbtagen stattfinden. Entsprechend ist das Geschäftsreglement im § 6 Abs. 3 in Ergänzung zu 

§ 39 Abs. 1 so anzupassen, dass die ersten beiden Halbtage zusammengelegt werden und nur 

noch bei Bedarf ein dritter Halbtag stattfinden soll. Im Weiteren soll im Geschäftsreglement der 

§ 23 Abs. 3 die Legitimation der Kommissionsausschüsse resp. Ihre Sitzungen gänzlich gestrichen 

werden. 

2. Begründung 

In der heute immer stärker terminbefrachteten Berufswelt, aber auch im Privaten ist ein optima-

les Zeitmanagement immer wichtiger. Dazu trägt auch eine Tendenz zu immer weiteren Ar-

beitswegen bei. Die Praxis zeigt, dass es immer schwieriger wird, für halbtägige Sessions-Tage 

nach Solothurn zu fahren. Es zeigt sich, dass Sitzungen, die gebündelt werden können, wün-

schenswert wären und dies zu einer Effizienzsteigerung führen würde. Je nach Themen des Sit-

zungstages kann es sogar ein Vorteil sein, wenn nach dem Mittag die Session fortgeführt wer-

den könnte. Auch hätte dies noch einen positiven finanziellen Nebeneffekt. Die Fahrspesen 

müssten so nur einmal gewährt werden. 

Bei den Ausschüssen muss festgestellt werden, dass diese Arbeit klar in der ordentlichen Kom-

missionssitzung Platz haben muss. Solche Sitzungen bringen keinen Mehrwert. Vielmehr können 

diese aufgelöst werden und wenn wirklich nötig durch Ad-hoc Sitzungen abgelöst werden. 

3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Der Auftragstext verlangt eine generelle Reform des Parlamentsbetriebs und führt beispielhaft 

zwei Themenbereiche – den Sessionsplan und das Kommissionensystem – auf, die "insbesonde-

re" neu geordnet werden sollen. Wir nehmen im Folgenden dazu separat Stellung. 

3.1 Reform des Parlamentsbetriebs 

In den Jahren 2000 bis 2002 fand statt, was der Auftraggeber jetzt erneut verlangt: Eine Spezi-

alkommission befasste sich unter dem Titel "Miliztaugliche Parlamentsreform" ausführlich mit 

dem Parlamentsbetrieb und legte dem Kantonsrat am 15. Januar 2001 und am 30 April 2002 je-

weils Bericht und Antrag vor. In den Jahren 2012 und 2013 überprüfte eine weitere Spezial-

kommission den Parlamentsbetrieb unter den spezifischen Gesichtspunkten der wirkungsorien-

tieren Verwaltungsführung ("WoV-Revision des Parlamentsrechts"). Auch diese Spezialkommis-

sion legte dem Kantonsrat zweimal Bericht und Antrag vor (am 20.11.2012 und am 23.4.2013). 
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Die letzten Reformen liegen noch nicht lange zurück und in der Zwischenzeit haben sich die 

Rahmenbedingungen nicht wesentlich verändert. Bei dieser Sachlage sehen wir derzeit keine 

Notwendigkeit, erneut eine Spezialkommission einzusetzen, mit dem Auftrag, generell den Par-

lamentsbetrieb zu reformieren. Punktuelle Verbesserungen können sich selbstverständlich je-

derzeit aufdrängen, können aber angegangen werden, ohne dass eine Spezialkommission mit 

umfassendem Auftrag eingesetzt wird. Unter diesem Aspekt nehmen wir nachfolgend zu den 

beiden im Auftrag konkret genannten Themen Stellung. 

3.2 Sessionsplan 

Wir stimmen mit dem Auftraggeber überein, dass es für Kantonsrätinnen und Kantonsräte nicht 

einfach ist, das Kantonsratsmandat mit den beruflichen und privaten Interessen zu vereinbaren. 

Die zeitliche Beanspruchung durch das Mandat ist insbesondere unter dem Aspekt der Miliz-

tauglichkeit hoch. Allerdings dürfte der Vorschlag des Auftraggebers an dieser Situation kaum 

etwas ändern. Er verlangt im Ergebnis pro Session eine ganztägige Sitzung am Dienstag und bei 

Bedarf zusätzlich eine halbtägige Sitzung am Mittwoch. Weder wird die Anzahl zu behandeln-

der Geschäfte reduziert noch wird das parlamentarische Verfahren beschleunigt, so dass na-

mentlich die Präsenzzeit, die das Mandat erfordert, gleich bleibt. Allein aus der Umlagerung von 

Vormittags- zu Nachmittagssitzungen versprechen wir uns weder für die Ratsmitglieder noch für 

den Ratsbetrieb als solchem Vorteile. Im Gegenteil: Bei ganztägigen Kantonsratssitzungen wäre 

mit einem Effizienzverlust gegenüber dem heutigen System zu rechnen, weil ganztägige Sit-

zungen für die Ratsmitglieder wesentlich anstrengender sind als Sitzungen, die einen halben 

Tag dauern. Im übrigen werden schon heute Mittwochsitzungen abgesagt, wenn dafür kein Be-

darf gegeben ist. Abgesehen davon ist anzumerken, dass bei sieben Sessionen im Jahr auch nur 

maximal sieben Mittwoch-Vormittagssitzungen auf Dienstag-Nachmittag umgelegt werden 

könnten und dass im Gegensatz zu heute keine Kommissionssitzungen mehr am Mittwochnach-

mittag an eine Kantonsratssitzung anschliessen könnten. Damit würde der vom Auftraggeber 

geltend gemachte Nutzen zumindest teilweise sofort wieder kompensiert. 

Eine Umstellung im Sinn des Auftraggebers hätte einschneidende Auswirkungen auf den Be-

trieb in den Fraktionen. Insbesondere könnten die Fraktionssitzungen, die im heutigen System 

jeweils am Nachmittag des ersten Sessionstages angesetzt werden, nicht mehr stattfinden. Das 

ist unerwünscht, weil aus unserer Sicht Fraktionssitzungen zwischen der ersten und der zweiten 

Kantonsratssitzung wesentlich zu einem effizienten Parlamentsbetrieb beitragen können. Es 

wäre nach dem neuen Modell z.B. nicht mehr möglich, bei umfangreichen oder komplexen Ge-

schäften zwischen dem Eintretensbechluss und der Detailberatung ein Geschäft noch einmal in 

den Fraktionen zu behandeln, es sei denn, das Geschäft würde nicht wie heute üblich auf zwei 

Sessionstage sondern gleich auf zwei verschiedene Sessionen aufgeteilt. Das würde den Prozess 

der Geschäftsbehandlung im Kantonsrat unserer Auffassung nach unnötig verlängern. Die Sys-

temumstellung würde auch dazu führen, dass das Instrument der dringlichen Interpellation fak-

tisch abgeschafft würde, weil eine Session im wesentlichen nur noch aus einer ganztägigen Kan-

tonsratssitzung am Dienstag bestehen würde. In einem solchen System bleibt für den Regie-

rungsrat schlicht keine Zeit, eine Interpellation bis zum Nachmittag des Einreichungstages be-

reits zu beantworten. "Normale" Interpellationen sind nach geltendem Recht vom Regierungs-

rat bis zur nächsten Session schriftlich zu beantworten und werden in der Regel in dieser Session 

traktandiert (§ 37 Abs. 2 KRG); es gäbe somit keinen Unterschied mehr zu "dringlichen" Inter-

pellationen, womit das Instrument seines Sinnes entleert wäre. 

In den Jahren 1995 bis 1999 gab es schon einmal Versuche mit ganztägigen Kantonsratssitzun-

gen. Diese wurden damals aus Spargründen eingeführt, weil das Sitzungsgeld wie auch heute 

noch für eine ganztägige Sitzung 200 Franken betrug, für zwei halbtägige Sitzungen zusam-

mengezählt aber 260 Franken (2 x 130 Franken). Die Ganztagessitzungen betrafen meistens den 

Sessionsmittwoch, nicht wie vom Auftraggeber ins Auge gefasst den Sessionsdienstag. Das Sys-

tem bewährte sich indessen im solothurnischen Kontext nicht und wurde deshalb wieder aufge-

geben. Ausserdem wurde der Sitzungsrhythmus 2002 im Rahmen einer grösseren Parlaments-

rechtsreform ausdrücklich hinterfragt. Damals schrieb die eingesetzte Spezialkommission in ei-

nem Bericht an den Kantonsrat (Bericht und Antrag der Reformkommission vom 15. Januar 
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2001: "Miliztaugliche Parlamentsreform", S. 17) unter anderem: "Aufgrund dieser Regelung ha-
ben es der Präsident bzw. die Präsidentin und das Büro1 in der Hand, auf neue Bedürfnisse zu 
reagieren, und ohne Reglementsänderungen vornehmen zu müssen, den Sitzungsmodus von ei-
nem Jahr zum andern zu ändern bzw. bei Bedarf kurzfristig ausserordentliche Sitzungen einzu-
schieben. Eine grundsätzliche Änderung dieser Regelung erachten wir nicht als nötig. Die heuti-
ge Praxis hat sich bewährt: Der Kantonsrat schiebt nie lange Pendenzenlisten vor sich her." Die 

heutige Regelung ist relativ flexibel ausgestaltet. Insbesondere hat die Ratsleitung die Kompe-

tenz, im Einvernehmen mit dem Regierungsrat den Sessionsplan für das folgende Jahr festzuset-

zen. Ausserdem ist es heute schon ausdrücklich zulässig, auch ganztägige Sitzungen anzusetzen 

(§ 39 Abs. 1: "Die Sitzungen dauern in der Regel von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr. Der Rat kann ganz-
tägige Sitzungen oder Abendsitzungen durchführen."). Die Ratsleitung hat es somit in der 

Hand, den Sessionsplan bedarfsgerecht zu gestalten, weshalb wir keinen Grund sehen, die be-

stehenden Bestimmungen zu ändern. 

3.3 Kommissionensystem 

Ob die Kommissionen Ausschüsse einsetzen wollen oder nicht, entscheiden sie in eigener Kom-

petenz. Das geltende Geschäftsreglement schreibt den Einsatz von Ausschüssen nicht vor2. Wir 

sind der Auffassung, dass den Kommissionen eine gewisse Organisationsautonomie zukommt. 

Dazu gehört auch die Frage, ob überhaupt Ausschüsse eingesetzt werden sollen. Kommt eine 

Kommission zum Schluss, dass sie ihre Aufgaben besser (effektiver, effizienter) wahrnehmen 

kann, wenn sie bestimmte Aufgaben auf Ausschüsse verteilt, so soll ihr diese Möglichkeit offen-

stehen. Vor der definitiven Einführung der wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WoV) 

machten faktisch nur die Aufsichtskommissionen von der Möglichkeit gebrauch, Ausschüsse ein-

zusetzen. Das hat sich nach der Einführung von WoV geändert; heute arbeiten alle Sachkommis-

sionen mit Ausschüssen, namentlich um die Arbeit mit und an den Globalbudgets besser bewäl-

tigen zu können. Das soll unseres Erachtens auch weiterhin möglich sein und von den Kommis-

sionen selber entschieden werden. Allein die Streichung von § 23 Abs. 3 im Geschäftsreglement 

würde im übrigen nicht dazu führen, dass es keine Ausschüsse mehr gäbe. Im Rahmen ihrer ge-

nerellen Organisationsautonomie könnten die Kommissionen auch ohne ausdrückliche Bestim-

mung im Geschäftsreglement noch Ausschüsse einsetzen. Das Ziel des Auftraggebers wäre des-

halb nur zu erreichen, indem ein ausdrückliches Verbot statuiert würde – das lehnen wir ab. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Nichterheblicherklärung 

 

 
Fritz Brechbühl 

Ratssekretär 

Verteiler 

Regierungsrat 

Staatskanzlei 

Parlamentsdienste 

Traktandenliste Kantonsrat 

 ________________  

1 = heutige Ratsleitung 
2 § 23 Abs. 3 Geschäftsreglement: "Die Kommissionen können Ausschüsse bilden und diesen spezielle Aufträge erteilen." 


